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J U G E N D S T R A F R E C H T

Die Herabsetzung des Strafmündigkeitsalters auf 12 Jahre
Notwendige Präventions- und Repressionsmaßnahme oder politischer Reflex

Tamina Preuß

Die Diskussion um das Strafmündigkeitsalter beschäftigt Politik, 

Öffentlichkeit und Rechtswissenschaft spätestens seit Inkraft-

treten des Reichsstrafgesetzbuches (RStGB)1 im Jahre 1872. 

Hierbei haben sich im Wesentlichen zwei konträre Positionen 

herausgebildet: Auf der einen Seite stehen diejenigen, die auf 

schwerwiegende Delinquenz von Kindern mit der Forderung re-

agieren, eine strafrechtliche Intervention durch Absenkung des 

Strafmündigkeitsalters auf 12 Jahre zu ermöglichen und auf der 

anderen Seite diejenigen, die jugendhilfe- und familienrechtliche 

Interventionsmöglichkeiten für ausreichend erachten und beto-

nen, dass Strafrecht kein „Allheilmittel” ist, um Kinderdelinquenz 

entgegenzuwirken. Da sich in den letzten über 140 Jahren nicht 

nur das Recht, sondern auch die Gesellschaft und die juristische 

Fachdiskussion ausdifferenziert und weiterentwickelt haben, ist 

es nach wie vor lohnenswert, sich mit der Debatte auseinander-

zusetzen.

Keywords: Strafmündigkeit, Kinder, Kinderdelinquenz, 
Jugendstrafrecht

I. Einführung
Regelmäßig führen Medienberichterstattungen über schwe-
re oder in großer Anzahl begangene Straftaten von Kindern 
dazu, dass die Debatte um die Strafmündigkeitsgrenze an 
Aktualität gewinnt.2 Ein Beispiel aus jüngerer Zeit ist der 
Fall der Gruppenvergewaltigung in Mülheim an der Ruhr 
unter Beteiligung von drei 14- und zwei 12-Jährigen auf 
Täterseite im Juli 2019. Die Familien der 12-Jährigen hatten 
nach der Tat Hilfsangebote des Jugendamtes abgelehnt. Die 
Verfahren gegen die Kinder wurden nach § 170 Abs. 2 S. 1 
StPO mangels hinreichenden Tatverdachts eingestellt, da 
diese schuldunfähig im Sinne des § 19 StGB waren. Einer 
der Jugendlichen, gegen den bereits im Kindesalter Straf-
verfahren anhängig waren, wurde durch die Jugendkammer 

Die für den Rechtsschutz der Jugendlichen wichtigste Ände-
rung ist zweifellos die Neuregelung der Vernehmungssitu-
ation, wonach eine unbegleitete Vernehmung in der Praxis 
nicht mehr vorkommen sollte bzw. wenn, dann nur mit 
Aufzeichnung in Bild und Ton. Jugendliche sind noch viel 
mehr als erwachsene Beschuldigte alleine gegenüber erfah-
renen Ermittlungsbeamten in einer großen Drucksituation, 
die regelmäßig zu einer Übervorteilung des Jugendlichen 
führen kann.
 Weiter zu beobachten wird sein, ob der nach derzeitigem 
Wissensstand gut funktionierende rechtsanwaltliche Bereit-
schaftsdienst weiterhin seinen Zweck erfüllen wird und vor 
allem ob auch in den ländlichen Regionen die kurzfristige 
Teilnahme an Vernehmungen immer durchführbar sein 
wird. Es scheint aber geradezu unausweichlich, dass zumin-
dest in seltenen Ausnahmesituationen ein Verteidiger nicht 
rechtzeitig einer Vernehmung beiwohnen wird können, was 
es umso ungewöhnlicher macht, dass für diese Fälle keine 
Ausnahmeregel getroffen wurde. Absehbar ist aber, dass 
auch für die erste anwaltliche Beratung Videokonferenzen 
an Bedeutung gewinnen werden, wobei die derzeitige Co-
rona-Pandemie derartige Kommunikationsformen gerade 
ebenfalls besonders stark vorantreibt.
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3 Kutzner, 2020; SZ 2020; SZ, 2019.
4 DHPol, 2019.
5 FAZ, 2019. 
6 Focus, 1998.
7 Spiegel, 2012; Palmer, 2000, S. 151.
8 Momsen, 2005, S. 180.
9 Singelnstein, 2014, S. 325.
10 Remschmidt & Walter, 2009, S. 4.
11 Neubacher, 1998, S. 121 f.
12 Remschmidt & Walter, 2009, S. 4; Neubacher, 1998, S. 121 f.
13 Dies ist die Zahl der ermittelten Tatverdächtigen errechnet auf 100.000 

Einwohnerinnen und Einwohner des entsprechenden Bevölkerungsan-
teils.

14 Gegen die kriminalstatistische Erfassung von Kinderdelinquenz vgl. 
Ostendorf, 2016, Rn. 9; Ostendorf, 1986, S. 73 f. Den Wert einer 
systematischen, standardisierten statistischen Zählung betont dagegen 
Frehsee, 1988, S. 293.

15 Remschmidt & Walter, 2009, S. 15.
16 Streng in Joecks & Miebach, 2017, Rn. 2.
17 BKA, 2018, S. 31 f.
18 Angenommen wird, dass mindestens 80 Prozent der registrierten De-

likte der Polizei durch die Bevölkerung zur Kenntnis gebracht werden, 
während ihr nur 20 Prozent von Amts wegen, durch Zufallsfunde oder 
Abschöpfung von Informanten bekanntwerden, vgl. Schwind, 2016, 
§ 2 Rn. 34.

19 Remschmidt & Walter, 2009, S. 10.
20 Schwind, 2016, § 3 Rn. 16.
21 Köhne, 2008, S. 370; Neubacher, 1998, S. 122.

des Landgerichts Duisburgs zu einer Jugendstrafe von zwei 
Jahren und sechs Monaten verurteilt, die anderen beiden 
Jugendlichen jeweils zu Jugendstrafen von 18 Monaten, die 
zur Bewährung ausgesetzt wurden. Zusätzlich wurde gegen 
diese ein Dauerarrest von vier Wochen verhängt.3 In direkter 
Reaktion auf die Tat in Mülheim forderte der Bundesvorsit-
zende der Deutschen Polizeigewerkschaft, Rainer Wendt, 
eine Herabsetzung des Strafmündigkeitsalters auf 12 Jahre, 
denn mit Blick auf schwerste Straftaten müsse der Rechts-
staat reagieren können: „Das Jugendstrafrecht hat ganz hervor-
ragende Möglichkeiten, auf Kinder und Jugendliche erzieherisch 
einzuwirken. Mit Aufl agen, Erziehungsmaßregeln oder Jugend-
arrest gibt es eine breite Palette. Es geht um Erziehung statt 
Strafe. Besserung statt Knast. Es gibt keinen Grund, 12-jährigen 
Tätern diese Besserungsmöglichkeiten vorzuenthalten.“4 Dem 
entgegnete der damalige Vorsitzende des Deutschen Rich-
terbundes Jens Gnisa: „Die Gleichung mehr Strafrecht gleich 
weniger Kriminalität geht bei den Jugendlichen nicht auf.“ Der 
Staat verfüge bereits de lege lata über die Jugendämter und 
Familiengerichte über ausreichende Interventionsmöglich-
keiten.5 Bereits 1998 hatte sich in Ichenhausen im schwäbi-
schen Landkreis Günzburg mit einer Vergewaltigung eines 
achtjährigen Mädchens durch drei Jungen im Alter zwischen 
zehn und zwölf Jahren ein ähnlicher Fall ereignet, der dazu 
führte, dass sich eine Bürgerinitiative gründete, die Unter-
schriften für die Absenkung des Strafmündigkeitsalters sam-
melte.6 Ebenfalls in den 1990er Jahren hatte der sogenannte 
„Fall Mehmet“ um den türkischen Serienstraftäter Muhlis 
Ari, der vor seinem 14. Geburtstag mehr als 60 Straftaten 
begangen hatte und nach weiterer Straffälligkeit nach Vollen-
dung des 14. Lebensjahrs in die Türkei abgeschoben wurde,7 
dazu geführt, dass die Forderung nach einer Herabsetzung 
des Strafmündigkeitsalters erhoben wurde.8

 Der vorliegende Beitrag hinterfragt, ob es sich bei der 
Senkung des Strafmündigkeitsalters um eine angesichts der 
gesellschaftlichen Entwicklung notwendige Präventions- und 
Repressionsmaßnahme oder um einen bloßen „politische[n] 
Refl ex“9 auf eine vermeintliche oder tatsächliche gesellschaft-
liche Veränderung handelt. Nach einigen einleitenden Aus-
führungen zum Phänomen der Kinderdelinquenz erfolgt 
ein knapper Überblick über die historische Entwicklung 
des Strafmündigkeitsalters, ehe auf die geltende Rechtslage 
eingegangen wird. Da die Forderung der Herabsetzung des 
Strafmündigkeitsalters in engem Zusammenhang mit kon-
trären und differenzierenden Auffassungen zu betrachten 
ist, kommen sodann die im Rahmen der Reformdiskussion 
vertretenen Positionen zur Sprache.

II. Kinderdelinquenz
Voranzustellen sind einige grundlegende Informationen zu 
Begriff, Epidemiologie und Charakteristika der Kinderdelin-
quenz. 

1 Begriff der Kinderdelinquenz
Unter Kinderdelinquenz versteht man Verstöße von Kindern 
gegen das Strafgesetzbuch sowie dessen Nebengesetze.10 Sy-
nonym wird teilweise der Begriff „Kinderkriminalität“ ver-
wendet, dem jedoch entgegengehalten wird, dass bei Taten 
Strafunmündiger dem gesellschaftlichen Zuschreibungspro-
zess folgend begriffl ich nicht von „Kriminalität“ auszugehen 
sei11 und der Begriff eine sozialschädliche Neigung bzw. 
Tendenz zur Straffälligkeit unterstelle, die bei Kindern aus 
entwicklungspsychologischen Gründen nicht angenommen 
werden könne.12

2 Epidemiologie und Charakteristika
Das Hellfeld der Kinderdelinquenz ergibt sich aus der Poli-
zeilichen Kriminalstatistik (PKS). Diese erfasst auch Strafta-
ten von Kindern, wobei für die Berechnung der Tatverdächti-
genbelastungszahl (TVBZ)13 Kinder unter acht Jahren nicht 
berücksichtigt werden.14 Während die TVBZ von 1984 bis 
1992 weitgehend konstant blieb, stieg sie von 1992 bis 2000 
stark an.15 Von 2001 bis heute hat die Anzahl von tatverdäch-
tigen Kindern kontinuierlich abgenommen.16 2018 machten 
tatverdächtige Kinder einen Anteil von 3,4 Prozent aller Tat-
verdächtigen aus. Die registrierten Taten waren zum größ-
ten Teil Diebstähle (ca. 39 Prozent), Sachbeschädigung (ca. 
17 Prozent) und einfache Körperverletzung (ca. 16 Prozent), 
gefolgt von Beleidigung und Rauschgiftdelikten.17 
 Aus der PKS lassen sich aber der Wirklichkeit entspre-
chende Aussagen über Kriminalität von Kindern nicht 
– noch weniger als für sonstige Delinquenz – herleiten, 
zumal die Registrierungszahlen in großem Maße durch das 
Anzeigeverhalten der Bevölkerung beeinfl usst werden.18 Bei 
Kinderdelinquenz wird eine eher geringe und schwankende 
Anzeigebereitschaft angenommen. Häufi g wird aufgrund ge-
ringer Schadenshöhe, unterstellter fehlender Einsichtsfähig-
keit, aus Mitleid oder aufgrund des Wissens, dass das Kind 
ohnehin strafrechtlich nicht verfolgt werden kann, von einer 
Anzeige abgesehen und stattdessen auf private Konfl iktbe-
reinigung zurückgegriffen.19 Einen großen Anteil nehmen 
Laden- bzw. Kaufhausdiebstähle ein, für die das Dunkelfeld 
auf 95 bis 99 Prozent geschätzt wird und die Entwicklung 
der registrierten Kriminalität vor allem von der Kontrolldich-
te (Ladendetektive, Kameras etc.) abhängt.20 Als Gründe für 
die steigende TVBZ in den 1990er-Jahren wurden gerade die 
Debatte um die Erhöhung des Strafmündigkeitsalters und 
die verstärkte Befassung mit jugendkriminellem Verhalten 
in den Medien vermutet und angenommen, dass die Instan-
zen sozialer Kontrolle Konfl ikte mit Kindern nicht mehr 
informell regeln, sondern sich an die Strafverfolgungsbehör-
den wenden, denn die fortschreitende Anonymisierung in 
den sozialen Nahräumen nehme das Motiv dafür „die Sache 
untereinander zu regeln“.21 Ferner sei das gesteigerte Anzei-
geverhalten darauf zurückzuführen, dass Sachversicherer 
eine Anzeige zur Voraussetzung der Schadensregulierung 
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Anzeigebereitschaft nach wie vor ein hohes Dunkelfeld kind-
licher Delinquenz vermutet, worauf auch Schülerbefragun-
gen hinweisen.23

 Kinderdelinquenz ist eine ubiquitäre Erscheinung, die 
zum normalen kindlichen Entwicklungsverlauf gehört.24 
Begangen werden größtenteils Bagatelldelikte wie Diebstäh-
le und Sachbeschädigungen.25 Kinderdelinquenz betrifft im 
Hellfeld überwiegend männliche Kinder,26 verläuft episo-
denhaft und weist keine Indikatorfunktion für eine spätere 
kriminelle Karriere auf.27 Kriminalprognostisch bedenklich 
ist lediglich das Zusammentreffen massiver Kriminalität 
im Kindesalter mit sozialen Belastungsmerkmalen.28 Die 
meisten Kinder werden nur einmal polizeilich registriert.29 

Die Einstiegskriminalität ist damit häufi g gleichzeitig die 
Ausstiegskriminalität.30 Nur ca. fünf Prozent der auffälligen 
Kinder sind dagegen Intensivdelinquenten.31 Die Motiva-
tionslage von Kindern ist durch Spiel, Unfug, Ausgelas-
senheit, Übermut, Abenteuerlust, Erlebnisdrang, Reiz des 
Verbotenen, den Wunsch, Anerkennung oder Zugehörigkeit 
zu einer Gruppe zu erreichen, Kräftemessen sowie Demons-
tration von Stärke und Imponiergehabe geprägt. Häufi g wer-
den die Delikte gemeinschaftlich oder unter dem Einfl uss 
einer Gruppe begangen. Delinquente Kinder sind sich der 
Rechtswidrigkeit ihres Verhaltens vielfach entwicklungsbe-
dingt überhaupt nicht bewusst.32

III. Die historische Entwicklung des Strafmündigkeitsalters
Die deutschen Partikularstrafgesetze des 19. Jahrhunderts 
bestimmten überwiegend absolute Strafmündigkeitsgren-
zen zwischen dem 12. und dem 14. Lebensjahr.33 Das Reichs-
strafgesetzbuch vom 15.05.1871, welches am 01.01.1872 in 
Kraft trat, enthielt in §§ 55-57 RStGB jugendspezifi sche Re-
gelungen, die auf dem Strafgesetzbuch des Norddeutschen 
Bundes von 1870 basierten.34 Nach § 55 RStGB bestand bis 
zur Vollendung des 12. Lebensjahrs absolute Strafunmün-
digkeit. 1876 wurde § 55 RStGB dahingehend geändert, dass 
gegen den Strafunmündigen nach Maßgabe der landesge-
setzlichen Vorschriften die zur Besserung und Beaufsich-
tigung geeigneten Maßregeln getroffen werden konnten 
und insbesondere die Unterbringung in eine Erziehungs- 
oder Besserungsanstalt erfolgen konnte, nachdem durch 
Beschluss der Vormundschaftsbehörde die Begehung der 
Handlung festgelegt und die Unterbringung für zulässig 
erklärt war.35 Zwischen dem 12. und dem vollendeten 18. 
Lebensjahr erfolgte nach § 56 S. 1 RStGB ein Freispruch, 
wenn der Angeschuldigte bei Begehung der Tat die zur Er-
kenntnis seiner Strafbarkeit erforderliche Einsicht nicht be-
saß. Die Fähigkeit, nach dieser Einsicht zu handeln, spielte 
keine Rolle.36 Sowohl im Kaiserreich als auch in der jungen 
Weimarer Republik war das Strafmündigkeitsalter immer 
wieder Gegenstand der öffentlichen Diskussion. So forder-
ten die sogenannten „Eisenacher Vorschläge“ von 189237 – ein 
Gesetzentwurf zur Behandlung jugendlicher Verbrecher im 
Auftrag der deutschen Sektion der Internationalen Krimina-
listischen Vereinigung – eine Hochsetzung der Strafmün-
digkeitsgrenze auf das 16. Lebensjahr, als dem „Zeitpunkt der 
vollen Geschlechtsreife“, bis zu dem Jugendliche noch „sittlich 
unreif“ seien.38

 Mit dem Jugendgerichtsgesetz (JGG) von 1923,39 das 
aufgrund der Jugendgerichtsbewegung40 unter Federfüh-
rung des damaligen Justizministers Gustav Radbruch 
entstanden war, wurde die Strafmündigkeitsgrenze auf das 
14. Lebensjahr hinaufgesetzt (§ 2).41 Dies stellte einen Kom-
promiss zwischen der teilweise geforderten Beibehaltung 

des Strafmündigkeitsalters von 12 Jahren und der Hinaufset-
zung auf 18 Jahre dar.42 Jugendliche zwischen dem 14. und 
dem 18. Lebensjahr waren nicht zu bestrafen, wenn sie zur 
Zeit der Tat nach ihrer geistigen und sittlichen Entwicklung 
unfähig waren, das Ungesetzliche der Tat einzusehen oder 
ihren Willen dieser Einsicht gemäß zu bestimmen (§ 3). 
Trotz dieser negativen Formulierung verlangte das Reichs-
gericht eine explizite Prüfung der Voraussetzungen des § 3 
JGG 1923.43 Im Dritten Reich erfolgte die Weiterentwick-
lung aber auch Demontage des Jugendstrafrechts.44 Die 
Diskussion um die Erhöhung der Strafmündigkeitsgrenze 
wurde fortgesetzt. 1936 entschied die amtliche Strafrechts-
kommission, die bestehende Altersgrenze beizubehalten.45 
Das Reichsjugendgerichtsgesetz 1943 (RJGG)46 bestimmte 
in § 1 Abs. 1 RJGG zwar weiterhin das 12. bis 14. Lebensjahr 
als Jugendalter, senkte das Strafmündigkeitsalter jedoch fak-
tisch auf 12 Jahre ab, denn nach § 3 Abs. 2 RJGG konnte, 
wer zwölf, jedoch noch nicht vierzehn Jahre alt war, aber in 
seiner sittlichen und geistigen Entwicklung einem Jugendli-
chen gleichzuachten war, wie ein Jugendlicher strafrechtlich 
zur Verantwortung gezogen werden, wenn der Schutz des 
Volkes oder die verwerfl iche verbrecherische Gesinnung des 
Täters eine strafrechtliche Ahndung forderten.47 Die Ent-
scheidung über die Strafverfolgung von 12- bis 14-Jährigen 
traf der Reichsjustizminister.48 Ziel war es nicht, möglichst 
frühzeitig erzieherisch intervenieren zu können, sondern 
eine möglichst lückenlose und drakonische Sanktionierung 
junger Menschen.49 Das RJGG 1943 galt jedoch gemäß § 1 
Abs. 2 nur für Verfehlungen deutscher und „artverwandte[r]“ 

22 Thomas, 1999, S. 193.
23 Schwind, 2016, § 3 Rn. 15.
24 Schwind, 2016, § 3 Rn. 11/12, 14.
25 Brunner & Dölling, 2018, Einf. Rn. 20.
26 Wittenberg & Wallner, 2016, S. 43.
27 Schwind, 2013, § 3 Rn. 18a; Wolfslast, 1997, S. 274 f.
28 Brunner & Dölling, 2018, Einf. Rn. 21; Brunner, 1997, S. 493; 

Traulsen, 1978, S. 388.
29 Brunner & Dölling, 2018, Einf. Rn. 21.
30 Ostendorf, 1986, S. 71.
31 Thomas, 1999, S. 193. Für den Begriff des Intensivtäters existiert kei-

ne allgemein anerkannte Defi nition, vgl. ausführlich Holthusen, 2013, 
S. 417. Intensivdelinquenten sind nach Thomas, 1999, S. 194, Kinder, 
die im Untersuchungszeitraum mindestens zweimal mit einem Delikt 
aggressiver Tatbegehung oder mit mindestens vier sonstigen Delikten 
aufgefallen sind. 

32 Schwind, 2016, § 3 Rn. 11/12; Göppinger, 2008, § 24 Rn. 14, 23; Was-
sermann, 1998, S. 2097.

33 Streng, 2016, Rn. 32. Vgl. ausführlich Ackermann, 2009, S. 26 ff.; 
Dörner, 1992, S. 181.

34 Voß, 1986, S. 57.
35 RGBl., Nr. 6, S. 25.
36 Voß, 1986, S. 60.
37 Veröffentlicht bei Appelius, 1892, S. 20.
38 Wolfslast, 1997, S. 277 f.; Dörner, 1992, S. 177.
39 RGBl. I, S. 135.
40 Hierunter versteht man eine seit Beginn des 20. Jahrhunderts beste-

hende Reformbewegung, die eine rechtliche Sonderbehandlung von 
jugendlichen Straftätern verlangte, vgl. Streng, 2017, S. 208; Meier, 
Rössner & Schöch, 2013, Rn. 6.

41 Hinz, 2000, S. 109.
42 Wolfslast, 1997, S. 279.
43 RGSt 58, 128.
44 Streng in Joecks & Miebach, 2017, Rn. 38.
45 Fischer, 2000, S. 58 f.
46 RGBl. I, S. 635.
47 Ackermann, 2009, S. 32.
48 Dörner, 1992, S. 179.
49 Hinz, 2000, S. 109.
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EJugendlicher.50 Andere Volksgruppen waren der Willkür der 
Polizei und des NS-Kriegsstrafrechts51 ausgeliefert.52

 In den ersten Jahren nach dem Zweiten Weltkrieg wurde 
die Lockerung der Altersgrenzen des JGG durch die Jugend-
gerichte behoben.53 Das Gesetz Nr. 14 über strafbare Hand-
lungen gegen die Interessen der Besetzung vom 25.11.194954 

der Alliierten Hohen Kommission von 1949 verbot die Ver-
urteilung von unter 14-Jährigen zu Freiheitsstrafen.55 Das 
JGG von 195356 bereinigte das Jugendstrafrecht von national-
sozialistischem Gedankengut57 und bestimmte in § 1 Abs. 3 
JGG wieder die Vollendung des 14. Lebensjahrs als absolute 
Strafmündigkeitsgrenze.58 Durch das 2. Gesetz zur Reform 
des Strafrechts (StrRG)59 vom 04.07.1969 wurde diese Rege-
lung wegen ihrer allgemeinen Bedeutung aus dem JGG ge-
löst und stattdessen in § 19 StGB eingefügt.60 Der damalige 
Wortlaut lautete: „Das Kind ist schuldunfähig.“ Seinen aktuel-
len Wortlaut erhielt § 19 StGB durch das Einführungsgesetz 
zum Strafgesetzbuch (EGStGB)61 vom 02.03.1974. Der Dis-
kussionsentwurf eines Jugendhilfegesetzes aus dem Jahre 
1974, der eine Erhöhung des Strafmündigkeitsalters auf 
16 Jahre vorsah, wurde nicht Gesetz.62 Das Erste Gesetz zur 
Änderung des Jugendgerichtsgesetzes (1. JGGÄndG) vom 
30.08.199063 ließ die Strafmündigkeitsgrenze unberührt.

IV. Die geltende Rechtslage
Nachfolgend wird – unter Einbeziehung rechtsvergleichen-
der Betrachtungen – die geltende Rechtslage dargestellt.

1 Schuldunfähigkeit des Kindes, § 19 StGB
§ 19 StGB regelt die Schuldunfähigkeit des Kindes. Hiernach 
ist schuldunfähig, wer bei Begehung der Tat noch nicht vier-
zehn Jahre alt ist.64 Es handelt sich um eine unwiderlegbare 
Vermutung der Schuldunfähigkeit, die materiellrechtlich 
einen Schuldausschließungsgrund und verfahrensrechtlich 
ein Prozesshindernis darstellt.65 Hintergrund des Erforder-
nisses der Strafmündigkeit ist der Schuldgrundsatz, wonach 
Strafe Schuld voraussetzt und Schuld verlangt, dass die Fä-
higkeit gegeben ist, sich in freier, verantwortlicher Selbstbe-
stimmung für Recht oder Unrecht entscheiden zu können.66 
Der Normzweck des § 19 StGB liegt darin, aufwändige und 
angesichts von Begutachtungsschwierigkeiten für Zufallser-
gebnisse anfällige Einzelfallprüfungen der Schuldfähigkeit 
zu vermeiden.67 Überdies erschüttern Straftaten von Kin-
dern das Vertrauen der Allgemeinheit in die Rechtsgeltung 
gar nicht oder weniger als Taten von Erwachsenen, da Kin-
dern eine normbezogene Pfl ichtenstellung nur schrittweise 
mit zunehmender Reife zugewiesen wird und Kriminalsank-
tionen erscheinen aus spezialpräventiver Sicht kontraindi-
ziert.68 Die Altersgrenze ist eine rechtspolitische Festsetzung 
des Gesetzgebers, die sich nicht exakt entwicklungspsycholo-
gisch begründen lässt.69

 Maßgeblich für die Einordnung als Kind ist das Alter 
zur Zeit der Tat.70 Die Altersberechnung erfolgt nach den 
§§ 186 ff. BGB (vgl. Art. 2 EGBGB). Der 14. Geburtstag fällt 
dem allgemeinen Grundsatz des § 187 Abs. 2 S. 2 BGB fol-
gend bereits in das Strafmündigkeitsalter.71

2 Relative Strafmündigkeit von Jugendlichen, § 3 JGG
Nach § 3 S. 1 JGG ist ein Jugendlicher strafrechtlich verant-
wortlich, wenn er zur Zeit der Tat nach seiner sittlichen und 
geistigen Entwicklung reif genug ist, das Unrecht der Tat ein-
zusehen und nach dieser Einsicht zu handeln. Jugendlicher 
ist nach § 1 Abs. 2 HS. 1 JGG, wer zur Zeit der Tat vierzehn, 
aber noch nicht achtzehn Jahre alt ist. § 3 JGG ist ein spezi-
eller Schuldausschließungsgrund, der dem Umstand Rech-

nung trägt, dass die Entwicklung von Jugendlichen individu-
ell sehr unterschiedlich verläuft.72 Hintergrund des § 3 JGG 
ist, dass den Jugendlichen eine zurückhaltendere Verantwor-
tungszuschreibung trifft als den Heranwachsenden bzw. Er-
wachsenen bei einer vergleichbaren Tat. Er wird noch nicht 
in jedem Fall als „vollwertiger Sozialpartner“ wahrgenommen 
und seine Tat löst in dem Fall keine so starke rechtserschüt-
ternde Wirkung und kein derart starkes Strafbedürfnis aus 
wie die vergleichbare Tat eines Heranwachsenden bzw. Er-
wachsenen. § 3 JGG markiert den Bereich, in dem die Verant-
wortungszuschreibung gegebenenfalls noch fehlen oder ge-
ringer ausfallen kann.73 Die Prüfung des § 3 S. 1 JGG erfolgt 
zweistufi g: Das erste Stockwerk bildet die Ebene der geisti-
gen und sittlichen Entwicklung; das zweite Stockwerk be-
trifft die Frage, inwieweit der Täter bezüglich der konkreten 
Tatbestandsverwirklichung reif genug war, das Unrecht der 
Tat einzusehen und nach dieser Einsicht zu handeln. § 3 S. 1 
JGG ist keine bloße „Ausschlussklausel“: Die Voraussetzun-
gen der strafrechtlichen Verantwortungsreife sind in jedem 
Einzelfall vom Tatrichter positiv festzustellen.74 Das Fehlen 
dieser Feststellungen kann mit der Revision gerügt werden 
und wird im Regelfall zur Aufhebung des Urteils führen.75 
§ 3 S. 2 JGG ermöglicht es dem Richter bei einem Ausschluss 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit, zur Erziehung eines 
Jugendlichen dieselben Maßnahmen anzuordnen wie das 
Familiengericht.

3 Rechtsfolgen von Kinderdelinquenz
§ 19 StGB bedeutet einen generellen Sanktionsausschluss 
gegenüber Kindern, der auch die Sanktionen des JGG so-
wie Maßregeln der Besserung und Sicherung nach §§ 63 ff. 
StGB ausschließt.76 Die Einziehung ist zulässig, soweit ihr 
kein pönaler Charakter zukommt.77 Die Strafunmündigkeit 
von Kindern ist als Prozesshindernis in jeder Lage des Ver-
fahrens zu berücksichtigen.78 Im Ermittlungsverfahren er-
folgt eine Einstellung mangels hinreichenden Tatverdachts 
gemäß § 170 Abs. 2 S. 1 StPO durch die Staatsanwaltschaft. 

50 Wabnitz, 2017, S. 234.
51 Beispielsweise der Polenstrafrechtsverordnung (Verordnung über die 

Strafrechtspfl ege gegen Polen und Juden in den eingegliederten Ostge-
bieten, RGBl. 1941 I 759).

52 Schaffstein, Beulke & Swoboda, 2014, Rn. 105.
53 Ackermann, 2009, S. 33.
54 ABl. AHK, S. 59.
55 Vgl. Dörner, 1992, S. 180.
56 BGBl. I, S. 751.
57 Hinz, 2000, S. 109.
58 Fischer, 2000, S. 60.
59 BGBl. I, S. 717.
60 Ackermann, 2009, S. 35.
61 BGBl. I, S. 469.
62 Brunner, 1997, S. 492.
63 BGBl. I, S. 1853.
64 Vgl. auch die Legaldefi nition des Kindes in § 176 Abs- 1 StGB.
65 Schöch in Laufhütte, Rissing-van Saan & Tiedemann, 2006, Rn. 1.
66 Ackermann, 2009, S. 35 f.
67 Streng in Joecks & Miebach, 2017, Rn. 1.
68 Streng in Joecks & Miebach, 2017, Rn. 1; Roxin, 2006, Rn. 50.
69 Schild in Kindhäuser, Neumann & Paeffgen, 2017, Rn. 1; Momsen, 

2005, S. 181; Kreuzer, 2002, S. 2348. Vgl. auch Strafreife als „Angele-
genheit juristisch normativer Grenzziehung“, Frehsee, 1993, S. 387.

70 Schöch, 2017, Rn. 9. Die Tatzeit bestimmt sich nach (§ 2 JGG i.V.m.) 
§ 8 StGB.

71 Schild in Kindhäuser, Neumann & Paeffgen, 2017, Rn. 2.
72 Ackermann, 2009, S. 36.
73 Streng, 1997, S. 382 f.
74 Streng, 1997, S. 380.
75 OLG Hamm, ZJJ 2005, 447; Zieger & Nöding, 2018, Rn. 39.
76 Bottke, 1995, S. 264.
77 Schild in Kindhäuser, Neumann & Paeffgen, 2017, Rn. 8 m.w.N.
78 Streng in Joecks & Miebach, 2017, Rn. 11.
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nach § 204 StPO. Nach Eröffnung des Hauptverfahrens 
erfolgt die Einstellung außerhalb der Hauptverhandlung 
nach § 206a Abs. 1 StPO durch Beschluss und innerhalb der 
Hauptverhandlung nach § 206 Abs. 3 StPO durch Einstel-
lungsurteil. Eine fälschlicherweise gegen ein Kind ergange-
ne Verurteilung ist nichtig,79 ebenso wie gegen Kinder ergan-
gene Einstellungen aus Opportunitätsgründen.80

 Gegen Kinder fehlt es an der Strafverfolgungskompe-
tenz.81 Sie können nicht Beschuldigte sein.82 Die Aufklärung 
von rechtswidrigen Taten von Kindern richtet sich nach Ziff. 
3.1.1 der Polizeidienstvorschrift (PDV) 382 „Bearbeitung von 
Jugendsachen“83 nur darauf, strafmündige Personen als Be-
teiligte zu ermitteln oder auszuschließen, eine Verletzung 
der Fürsorge- und Erziehungspfl icht festzustellen, vormund-
schaftsgerichtliche und behördliche Maßnahmen anzuregen 
oder die Identität von Personen zur Wahrung zivilrechtlicher 
Ansprüche festzustellen. Strafprozessuale Maßnahmen, die 
einen Beschuldigtenstatus voraussetzen, wie auf Grundlage 
von §§ 112, 81a, 81g StPO,84 dürfen dementsprechend gegen 
Kinder nicht ergriffen werden.85 Maßnahmen zur Sicherung 
der Einziehung nach § 111b StPO sind zulässig.86 Eine erken-
nungsdienstliche Behandlung nach § 81b Alt. 2 StPO soll 
wegen des gefahrenabwehrrechtlichen Charakters dieser 
Ermächtigungsgrundlage nach teilweise vertretener Ansicht 
auch auf Strafunmündige anwendbar sein.87 
 Ob die für andere Personen geltenden Rechtsgrundla-
gen, wie §§ 103, 81c, 163b Abs. 2 StPO, auf Kinder als mög-
liche Urheber der tatbestandsmäßigen Handlung anwend-
bar sind, wird unterschiedlich beurteilt.88 Anwendbar auf 
Kinder sind die Ermächtigungsgrundlagen gegen „Dritte“, 
sofern in dem Verfahren ein Tatverdacht gegen mindestens 
eine weitere, strafmündige Person besteht.89 Auch die An-
wendung des sogenannten Jedermannfestnahmerechts des 
§ 127 Abs. 1 S. 1 StPO gegenüber Kindern ist umstritten.90 
Ein Klageerzwingungsverfahren gegen ein Kind ist nur zu-
lässig, wenn das Verfahren mit der Begründung fehlender 
Strafmündigkeit eingestellt wurde und dahingehende Zwei-
fel bestehen, ob die altersbezogenen Feststellungen korrekt 
sind.91 Gefahrabwehrmaßnahmen nach den Polizeigesetzen 
der Länder sind gegenüber Kindern möglich.92 Zivilrecht-
liche Ansprüche gegen Kinder können in den Grenzen der 
§§ 828, 829 BGB geltend gemacht werden.93

 Nach § 1 der Richtlinien zum Jugendgerichtsgesetz (Ri-
JGG)94 prüft die Staatsanwaltschaft, wenn sie ein Verfahren 
wegen Schuldunfähigkeit nach § 19 StGB einstellt, wer zu 
benachrichtigen ist (vgl. § 70 Abs. 1 S. 1 JGG, § 109 Abs. 1 
S. 3 JGG) und ob gegen Aufsichtspfl ichtige einzuschreiten 
ist. Benachrichtigt werden können damit die Schulbehörde, 
das Familiengericht und andere geeignete Stellen. Auch hat 
die Staatsanwaltschaft die Personensorgeberechtigten und 
das Kind auf ihre Ansprüche auf Hilfen zur Erziehung 
nach §§ 27 ff. SGB VIII hinzuweisen,95 zumal die Straftat 
ein Indiz dafür sein kann, dass es an einer dem Kindswohl 
entsprechenden Erziehung mangelt.96 Zulässig gegenü-
ber Kindern sind jugendhilferechtliche Maßnahmen ohne 
punitiven Charakter.97 So kann das Familiengericht nach 
§§ 1666, 1666a BGB bestimmte gerichtliche Maßnahmen 
bei Gefährdung des Kindswohls anordnen, die auch in einer 
freiheitsentziehenden Unterbringung nach § 1631b BGB be-
stehen können. Auch das Jugendamt kann in Eilfällen nach 
§ 42 Abs. 1, Abs. 5 SGB VIII eine vorläufi ge mit einer Frei-
heitsentziehung verbundene Unterbringung anordnen.98 
Bei Widerspruch der Personensorgeberechtigten muss aber 

nach § 42 Abs. 3 Nr. 2 SGB VIII eine Entscheidung des Fami-
liengerichts herbeigeführt werden.
 Die Informationen, die Polizei und Jugendamt über 
kindliche Delinquenz erlangt haben, dürfen in einem späte-
ren Strafverfahren im strafmündigen Alter gegen den nun-
mehr Jugendlichen unter dem Aspekt der Persönlichkeits-
erforschung verwertet werden.99 Ein Verstoß gegen die Un-
schuldsvermutung wird hierin nicht gesehen.100 Dies kann 
dazu führen, dass die erste jugendstrafrechtliche Sanktion 
sogleich eine Jugendstrafe wegen schädlicher Neigungen im 
Sinne des § 17 Abs. 2 Alt. 1 JGG ist.101

4 Rechtsvergleichende Betrachtungen
Die Altersgrenze für den Beginn der strafrechtlichen Verant-
wortlichkeit ist international – auch innerhalb Europas102 – 
recht unterschiedlich ausgestaltet. Nach der Rechtsprechung 
verstoßen Altersgrenzen unterhalb der deutschen nicht ge-
gen unabdingbare Grundsätze des allgemeinen humanitä-
ren Völkerrechts.103 Deutschland liegt mit seiner Strafmün-
digkeitsgrenze im europäischen Mittelfeld.104 Ebenfalls eine 
Strafmündigkeitsgrenze von 14 Jahren sehen Österreich105, 
Spanien und Italien vor. Höhere Strafmündigkeitsgrenzen 
sind in Schweden, Finnland und Norwegen mit 15 Jahren 
und Belgien und Polen mit 16 Jahren vorgesehen. Eine 
niedrigere Strafmündigkeitsgrenze kennen England und die 
Schweiz106 mit zehn Jahren, die Niederlande mit 12 Jahren 

79 Ostendorf, 1986, S. 72 f.
80 Bottke, 1995, S. 265.
81 Schild in Kindhäuser, Neumann & Paeffgen, 2017, Rn. 10.
82 Eisenberg & Kölbel, 2020, § 1 Rn. 14; Bottke, 1995, S. 274 f.; a.A. 

Walter, 1999, S. 325.
83 Abgedruckt in DVJJ-Journal, 1/1997, S. 5-21.
84 Eisenberg & Kölbel, 2020, § 1 Rn. 14, 16.
85 Heintschel-Heinegg, 2019, Rn. 30.
86 Eisenberg & Kölbel, 2020, § 1 Rn. 16; Huber in Graf, 2019, Rn. 5; 

Verrel, 2001, S. 286.
87 VG Freiburg, NJW 1980, 901; Verrel, 2001, S. 286; a.A. Eisenberg & 

Kölbel, 2020, § 1 Rn. 15; Nix, 1993, S. 183. Anders auch Ziff. 9.1.1 der 
Polizeidienstvorschrift (PDV) 382 „Bearbeitung von Jugendsachen“: „Eine 
erkennungsdienstliche Behandlung von Kindern für Zwecke des Strafverfah-
rens nach § 81b (1. Alternative) ist unzulässig.“

88 Frehsee, 1988, S. 304.
89 Kintzi, 1997, S. 33 f.
90 Bejahend bei nicht erkennbarer Strafunmündigkeit Verrel, 2001, 

S. 286 f.; ablehnend OLG Bamberg, NStZ 1989, 40; Ostendorf, 1986, 
S. 69 f.

91 Eisenberg & Kölbel, 2020, § 1 Rn. 12.
92 Heintschel-Heinegg, 2019, Rn. 13.
93 Im Rahmen des § 828 BGB kommt es nur auf die zur Erkenntnis der 

Verantwortlichkeit erforderliche Einsicht an.
94 Bei den Richtlinien handelt es sich um Verwaltungsanweisungen, 

die nur die weisungsgebundenen Staatsanwält*innen binden; für 
Richter*innen enthalten sie nur Hinweise und Empfehlungen, vgl. 
Schaffstein, Beulke & Swoboda, 2014, Rn. 144.

95 Schaffstein, Beulke & Swoboda, 2014, Rn. 149.
96 Schwind, 2013, § 3 Rn. 17.
97 Beinder, 2019, S. 557.
98 Heintschel-Heinegg, 2019, Rn. 13.
99 Verrel, 2001, S. 288; a.A. Bottke, 1995, S. 282 ff.; Frehsee, 1988, 

S. 321.
100 Schöch in Laufhütte, Rissing-van Saan & Tiedemann, 2006, 

Rn. 12; a.A. Ostendorf, 2016, Rn. 3.
101 Verrel, 2001, S. 288; a.A. Bottke, 1995, S. 290.
102 Vgl. zum Vorschlag einer einheitlichen Altersgrenze von 13 Jahren für 

Europa Juhász, 2013.
103 Vgl. OLG Schleswig, NStZ 1989, 537 zur Strafmündigkeitsgrenze von 

elf Jahren in der Türkei.
104 Streng in Joecks & Miebach, 2017, Rn. 16.
105 § 4 Abs. 1 Verwaltungsstrafgesetz (VStG). Für eine gemeinsame Alters-

grenze zumindest für die Mitgliedstaaten des Schengener Abkommens 
vgl. Schüler-Springorum, 2001, S. 835.

106 Vgl. Art. 3 Abs. 1 Jugendstrafgesetz (JStG). Freiheitsentzug ist aber nach 
Art. 25 JStG erst ab Vollendung des 15. Lebensjahrs möglich.
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Eund Frankreich mit 13 Jahren.107 Für die USA existiert keine 
einheitliche Strafmündigkeitsgrenze: In einigen Bundes-
staaten, wie Florida, gibt es kein Mindestalter, während die 
Strafmündigkeit in vielen anderen Staaten bei elf Jahren be-
ginnt.108 Die als „Beijing-Regeln“ bekannten Rahmenbestim-
mungen der Vereinten Nationen für die Jugendgerichtsbar-
keit von 1985109 lassen die Frage nach einem Mindestalter für 
die Strafmündigkeit offen, da ein Konsens nicht zu erzielen 
war.110 Auch die UN-Kinderrechtskonvention (Convention on 
the Rights of the Child, CRC) verpfl ichtet die Mitgliedstaaten 
lediglich, ein Mindestalter festzulegen, das ein Kind erreicht 
haben muss, um als strafmündig angesehen zu werden.111 
Das UN Committee on the Rights of the Child hat 2007 einen 
„General comment No. 10: Children’s Rights in Juvenile Justice“ 
veröffentlicht, der Staaten, die ein Strafmündigkeitsalter 
von sieben oder acht Jahren festgelegt haben, eine Herauf-
setzung empfi ehlt.112 Die Empfehlungen des Europarats zu 
verschiedenen Aspekten der Jugendkriminalität113 enthalten 
kein konkretes Strafmündigkeitsalter.114

V. Die Reformdiskussion
Die Diskussion um das Strafmündigkeitsalter nimmt mit-
unter auf die historische Entwicklung der Altersgrenze Be-
zug. Beispielsweise argumentiert Ostendorf, dass „sich die 
Befürworter einer Herabsetzung des Strafmündigkeitsalters in 
eine schlechte Gesellschaft [begeben]: Eben eine solche Herabset-
zung wurde 1943 im Nationalsozialistischen Unrechtssystem 
vorgenommen […]“.115 Nachfolgend ist zu untersuchen, ob 
die damalige Regelung des § 3 Abs. 2 RJGG einer Herabset-
zung des Strafmündigkeitsalters auf 12 Jahre entgegensteht 
und welche weiteren Argumente von den Befürwortern und 
Gegnern einer Herabsetzung des Strafmündigkeitsalters an-
geführt werden.

1 Herabsetzung des Strafmündigkeitsalters auf 12 Jahre
Die Herabsetzung des Strafmündigkeitsalters auf 12 Jahre 
wurde bis vor einigen Jahren noch in der wissenschaftlichen 
Diskussion befürwortet116 und ist auch heute eine immer 
wieder in der Praxis und Politik vertretene Forderung.117 
So enthält das unter Federführung von Landesgruppen-
chef Alex ander Dobrindt erstellte Programmpapier der 
44. Klausurtagung der CSU im Bundestag im Januar 2020 
einen Programmsatz, der sogar auf eine gänzliche Strei-
chung der Altersgrenze für bestimmte Straftaten abzielt: 
„Wir wollen schwere Straftaten altersunabhängig sanktionieren. 
Kinder unter 14 Jahren sind strafunmündig. Sie können daher 
auch für ein Verbrechen nicht bestraft werden. Das muss sich 
ändern. Wir müssen auch Täter unter 14 Jahren in einem be-
sonderen Verfahren einzelfallgerecht sanktionieren können. Die 
Eltern beziehungsweise Erziehungsberechtigten sind bei diesen 
Verfahren verpfl ichtend miteinzubeziehen. Bei schweren Ge-
waltverbrechen darf für die Bestrafung allein die Einsichtsfähig-
keit des Täters und die Schwere der Tat entscheidend sein – nicht 
eine starre Altersgrenze. Deshalb wollen wir die Aufhebung der 
Altersgrenze für schwere Verbrechen prüfen, um in besonders 
schwerwiegenden Fällen erzieherische Maßnahmen bis hin zu 
Konsequenzen beim Sorgerecht zu ermöglichen.“118

 Gestützt wird die Forderung nach der Herabsetzung des 
Strafmündigkeitsalters auf den (vermeintlichen) Anstieg der 
Kinderdelinquenz und die Zunahme insbesondere von durch 
Kinder verübter Gewaltdelinquenz.119 Es herrsche bereits in 
den jüngeren Altersstufen ein ausgeprägtes Bandenwesen 
aus Kinder- und Jugendgangs, die „ganze Stadtteile terrori-
sieren“ und jüngere Kinder durch Schutzgelderpressungen 
dazu treiben, selbst Straftaten zu begehen.120 Verwiesen wird 

auf junge Intensivtäter, welche die Polizei spottend auf ihre 
fehlende Strafmündigkeit hinweisen und ihr mit einer An-
zeige wegen Freiheitsberaubung oder Verfolgung Unschul-
diger drohen. In diesen Fällen würden die Behörden nur auf 
den 14. Geburtstag warten, um endlich die Instrumente des 
JGG zur Verfügung zu haben.121 Weiter wird angeführt, dass 
vielfach Strafunmündige von Strafmündigen zur Tatbege-
hung missbraucht werden.122 Die geistige und sittliche Reife 
setze heute früher ein als bei Erlass des JGG 1923 vor 100 
Jahren. Kinder seien heutzutage in allen Lebensbereichen 
früher und besser orientiert und informiert.123 Kinder in 
diesem Alter seien durchaus in der Lage, Grundwertungen 
der Rechtsordnung, wie den Unterschied zwischen „Mein“ 
und „Dein“, nachzuvollziehen. Auch liege bereits ein unre-
fl ektiertes Gefühl für die körperliche Integrität anderer Men-
schen vor.124 Einsichts- und Steuerungsfähigkeit seien durch 
das Gericht mit Hilfe der Jugendhilfe leicht ergründbar.125 

Der im Einzelfall nicht voll entwickelten Einsichtsfähigkeit 
könne durch Prüfung der Voraussetzungen des § 3 JGG hin-
reichend Rechnung getragen werden.126 Die Maßnahmen 
des Jugendhilferechts werden als unzureichend empfunden. 
Das SGB VIII sei als reines Leistungsgesetz ausgestaltet, 
sodass die gebotenen Hilfen nur mit Zustimmung der Per-
sonensorgeberechtigten erfolgen dürften. Die Einschaltung 
des Familiengerichts sei zwar rechtlich möglich, bedinge 
aber eine Entschließung des Jugendamtes und koste wert-
volle Zeit.127 Argumentiert wird, die Strafjustiz würde bei Ab-
senkung des Strafmündigkeitsalters auch Kinder erreichen, 
auf welche nach Vollendung des 14. Lebensjahrs durch die 
Sanktionen des JGG nicht mehr wirksam eingewirkt werden 

107 Beinder, 2019, S. 556 f. Vgl. auch die Tabelle mit den Altersgrenzen 
strafrechtlicher Verantwortlichkeit in Europa, Ostendorf, 2016, Rn. 9.

108 Brunner, 1997, S. 492.
109 Resolution der Generalversammlung der Vereinten Nationen vom 

29.11.1985, A/RES/40/33, veröffentlicht in ZStW 99 1987, S. 253.
110 Walter, 1989, S. 537.
111 Art. 40 III lit. a CRC.
112 Dünkel, 2013, S. 648.
113 Beispielsweise die Recommendation No. R (2000) 20 on the role of 

early psychosocial intervention in the prevention of criminality.
114 Walter, 1989, S. 537.
115 Ostendorf, 1996, S. 329; vgl. auch Dehne-Niemann, 2020, S. 300 f. 

Gegen dieses Argument Ackermann, 2009, S. 73.
116 Vgl. nur Heinke, 2004, S. 32; Hinz, 2000, S. 113, der für die Herabset-

zung plädiert und daneben eine Stärkung der familiengerichtlichen Er-
ziehungskompetenz fordert.

117 Vgl. Wolfslast, 1997, S. 279. Für eine Herabsetzung des Strafmündig-
keitsalters auf 12 Jahre Alternative für Deutschland, 2016, S. 48; 
Teiser, 1996, S. 316. Vgl. Suliak, 2020, zur aktuellen Forderung der 
CDU/CSU nach Absenkung des Strafmündigkeitsalters. Zudem la-
gen dem Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages im Jahr 2019 
mehrere Petitionen vor, die eine Herabsetzung des Strafmündigkeitsal-
ters forderten, BT-Drs. 19/21900, S. 24.

118 CSU, 2020, S. 4. Der Programmsatz verkennt, dass die Strafmündig-
keit – zumindest de lege lata – nicht nur die Einsichts-, sondern auch 
die Steuerungsfähigkeit zur Voraussetzung hat, erzieherische Maßnah-
men nach § 1666 BGB und SGB VIII nicht zwingend eine strafrechtli-
che Verurteilung voraussetzen und die Entziehung der elterlichen Sor-
ge – ebenfalls unabhängig von einer Verurteilung – gemäß § 1666 III 
Nr. 6 BGB bei Kindeswohlgefährdung möglich ist, Dehne-Niemann, 
2020, S. 297 ff.

119 Hinz, 2000, S. 109.
120 Hinz, 2000, S. 109.
121 Hinz & Wolfslast, 2003, S. 26; Hinz, 2000, S. 110.
122 Klosinski, 1997, S. 406.
123 Hinz, 2000, S. 110.
124 Heinke, 2004, S. 23; Hinz, 2000, S. 110.
125 Hinz, 2000, S. 111; Hinz & Wolfslast, 2003, S. 26.
126 Heinke, 2004, S. 24.
127 Brunner, 1997, S. 493.
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E könne.128 Eine Strafmündigkeitsgrenze von 12 Jahren läge 

im internationalen Vergleich im Rahmen.129 Die Befürwor-
ter der Herabsetzung des Strafmündigkeitsalters erachten 
in großem Umfang informelle Verfahrenserledigung nach 
§§ 45, 47 JGG für sachgerecht und wollen Jugendstrafe nur 
als „Ultima Ratio“ bei Kapitalverbrechen vorsehen.130

2 Beibehaltung der geltenden Altersgrenze von 14 Jahren
Mit der ganz überwiegenden Auffassung ist die geltende 
Strafmündigkeitsgrenze beizubehalten. Statt die Strafmün-
digkeitsgrenze abzusenken, sind die Präventionsmaßnah-
men auszubauen und fi nanzielle Investitionen in Jugend-
hilfe und Familiengerichte zu tätigen.131 Die Negativerfah-
rungen mit der faktischen Absenkung des Strafmündig-
keitsalters durch § 3 Abs. 2 RJGG im Nationalsozialistischen 
Unrechtsstaat132 stehen einer erneuten Herabsetzung der Al-
tersgrenze zwar nicht per se entgegen, denn hinter § 3 Abs. 2 
RJGG stand nicht der Erziehungsgedanke als Leitprinzip des 
heutigen Jugendstrafrechts,133 sondern das Bedürfnis nach 
lückenloser, möglichst harter Sanktionierung. 
 Eine Absenkung der Altersgrenze ist allerdings nur sinn-
voll, sofern die überwiegende Zahl der Personen dieses Al-
ters überhaupt die erforderliche Reife besitzt.134 Heute setzt 
zwar die körperliche Reife früher ein als bei Erlass des JGG 
1923, damit ist aber noch nichts über die sittlich-charakterli-
che Reife gesagt. Aufgrund der späteren sozialen Reife, die 
durch die längeren Ausbildungswege und die damit verbun-
dene durchschnittlich spätere Trennung vom Elternhaus 
bedingt ist, der immer schwieriger werdenden Orientierung 
– ausgelöst unter anderem durch eine größere Vielfalt an 
Wertstrukturen, den schwindenden Einfl uss der Familie und 
den Verzicht auf autoritäre Fremdbestimmung sowie zuneh-
mende Elektronisierung und Digitalisierung – und des Ein-
fl usses außerfamiliärer Institutionen in Freizeit und Medien 
ist eher eine erschwerte Reifung anzunehmen.135 Hinzu 
kommt, dass die Hemmungsbarrieren, die an schädigen-
dem Verhalten hindern, abgenommen haben, etwa weil, wie 
im Fall eines geschädigten Unternehmens, ein persönliches 
Opfer nicht erkennbar ist oder das Opfer aufgrund einer Ver-
sicherung als nicht geschädigt erscheint.136 Gleiches gilt für 
über das Internet begangene Delikte, wie einer Beleidigung 
eines anderen Kindes in einem sozialen Netzwerk, die aus 
der scheinbaren Anonymität heraus begangen werden und 
bei denen die Reaktion des Opfers verborgen bleibt. Kinder 
sind heutzutage zwar besser informiert als früher, aber zu 
wissen, dass etwas Unrecht ist, bedeutet allenfalls Einsichts-, 
nicht automatisch Steuerungsfähigkeit.137 Abstraktes Nor-
menbewusstsein ist nämlich nicht gleichzusetzen mit der 
Fähigkeit, dieses Bewusstsein im Moment der Tat aktuali-
sieren und Handlungsanreizen widerstehen zu können und 
sich überlagernde und widerstreitende Wert- und Normsys-
teme vor einer individuellen inneren Instanz zu prüfen.138 

Weder ist durch entwicklungspsychologische Erkenntnisse 
bewiesen, dass die Reife heute früher vorliegt, noch herrscht 
auf Wertungsebene ein dahingehender gesellschaftlicher 
Konsens.139 Angenommen wird, dass die Mehrzahl der po-
tentiellen Täter*innen zwischen 12 und 14 Jahren nicht über 
die notwendige Einsichts- und Steuerungsfähigkeit verfügt. 
Eine Norm, die in der Mehrzahl ihrer Anwendungsfälle 
nicht erfüllt ist, verfehlt den Strafzweck der positiven Gene-
ralprävention.140 Die Absenkung des Strafmündigkeitsalters 
würde zu erheblichen Problemen bei der Anwendung des § 3 
JGG führen. Da eine sachverständige Begutachtung gemäß 
§ 43 Abs. 2 JGG umso eher notwendig ist, je jünger der Täter 
ist,141 müssten in den meisten Fällen Sachverständige her-

angezogen werden, was – angesichts der Tatsache, dass es 
sich bei Kinderdelinquenz größtenteils um Bagatelldelikte 
handelt – einen unverhältnismäßigen Aufwand bedeuten 
würde.142 Aufgrund des ohnehin bestehenden „notorischen 
Belastungsstand[s]“ vieler Sachverständiger käme es zu Ver-
fahrensverzögerungen, die angesichts des im Jugendstraf-
verfahren geltenden Beschleunigungsgebots143 zu vermei-
den sind. Prognostiziert wird, dass sich die bereits aktuell 
bei der Anwendung des § 3 JGG bestehenden Schwierigkei-
ten144 verschärfen würden.145 Dem Verweis auf die PKS sind 
zum einen die generellen Bedenken gegen Argumentation 
auf Grundlage von Hellfelddaten entgegenzusetzen; zum 
anderen sind die Zahlen der tatverdächtigen Kinder seit 
Ende der 1990er-Jahre rückläufi g.146 Der Missbrauch von 
Strafunmündigen zur Straftatbegehung ist über die Strafbar-
keit der Strafmündigen wegen mittelbarer Täterschaft (§ 25 
Abs. 1 Alt. 2 StGB) hinreichend sanktioniert. Im Übrigen 
könnten bei Senkung des Strafmündigkeitsalters durch die 
Hintermänner ebenso gut Kinder verwendet werden, die das 
zwölfte Lebensjahr noch nicht erreicht haben. Die wenigen 
Intensivdelinquenten unter den Kindern rechtfertigen nicht 
die mit einer Stigmatisierung verbundene Kriminalisierung 
aller delinquenten 12- bis 14-Jährigen.147 Zu berücksichtigen 
ist insofern auch, dass von strafrechtlichen Maßnahmen 
ein erheblicher Stigmatisierungseffekt ausgeht.148 Ferner 
belegt die Sanktionsforschung, dass die Rückfallquoten 
mit der Härte der Sanktion zunehmen; dies gilt bei jungen 
Menschen in besonderem Maße.149 Auf kindliche Delin-
quenten, die nach statistischer Betrachtung gute Chancen 
auf ein „Herauswachsen“ aus der Kriminalität haben, sollte 
nicht durch frühzeitige Kriminalisierung oder gar mit einer 
Inhaftierung verbundene Prisonisierungseffekte kontrapro-
duktiv eingewirkt werden.150 Die Forderungen aus Politik 
und Öffentlichkeit würden auch durch die Herabsetzung 
des Strafmündigkeitsalters auf 12 Jahre nicht verstummen, 

128 Hinz & Wolfslast, 2003, S. 26.
129 Hinz, 2000, S. 113.
130 Hinz & Wolfslast, 2003, S. 26.
131 Thomas, 1999, S. 194 ff.
132 Vgl. III.
133 BGH, BeckRS 2020, 18436.
134 Momsen, 2005, S. 182.
135 Dehne-Niemann, 2020, S. 298; Beinder, 2019, S. 228 ff.; Laubental, 

2002, S. 811; Hefendehl, 2000, S. 606.
136 Hefendehl, 2000, S. 606; Frehsee, 1996, S. 321.
137 Frehsee, 1996, S. 321.
138 Momsen, 2005, S. 282.
139 Streng, 1997, S. 384.
140 Momsen, 2005, S. 183.
141 Laue in Mansdörfer & Miebach, 2018, § 3 Rn. 19.
142 Dehne-Niemann, 2020, S. 297; Wolfslast, 1997, S. 283; Breymann, 

1996, S. 329.
143 Vgl. Eisenberg & Kölbel, 2020, Einl. Rn. 42 f.
144 Hierzu zählen unter anderem die teilweise fehlende retrospektive Be-

wertung von Einsichts- und Steuerungsfähigkeit bezogen auf den Tat-
zeitpunkt, die mitunter fl oskelhafte Bejahung der Voraussetzungen des 
§ 3 JGG und das Fehlen von allgemeinverbindlichen Bewertungskrite-
rien hinsichtlich der sittlichen und geistigen Reife, vgl. ausführlich zu 
den Schwierigkeiten Schütze, 1997, S. 366; Streng, 1997, S. 381 ff.

145 Hefendehl, 2000, S. 605.
146 Dehne-Niemann, 2020, S. 296; Laubenthal, 2002, S. 811.
147 Thomas, 1999, S. 194.
148 Laubenthal, 2002, S. 812. Dagegen wiederum Paul, 2003, S. 205, mit 

dem Argument, die Maßnahmen nach SGB VIII würden ebenfalls stig-
matisierende Wirkung entfalten.

149 Zu berücksichtigen ist hierbei natürlich, dass das Sanktionsmaß un-
ter anderem durch die prognostizierte Rückfallwahrscheinlichkeit be-
stimmt wird, Kunz & Singelnstein, 2016, § 20 Rn. 26 ff.; Hübner & 
Kunath, 1996, S. 334.

150 Dehne-Niemann, 2020, S. 298 f.
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Edenn es würde sich immer ein Fall eines noch jüngeren Tä-
ters denken lassen, der – medial aufbereitet – die Debatte um 
eine weitere Absenkung oder gar Streichung der Strafmün-
digkeitsgrenze neu entfachen würde.151 Die Absenkung des 
Strafmündigkeitsalters würde zu einer weiteren Belastung 
der ohnehin teilweise überlasteten Justiz führen,152 wodurch 
es ebenfalls zu Verfahrensverzögerungen kommen könnte, 
die einer erzieherisch wirksamen raschen Reaktion auf be-
gangene Normverstöße im Weg stehen.
 Da Kinder in noch höherem Maße als Erwachsene spon-
tan Taten begehen und gefühlsorientiert handeln, lassen sie 
sich durch abstrakte Strafandrohungen noch weniger als 
diese beeinfl ussen,153 sodass auch aus Gründen der negati-
ven Generalprävention eine Herabsetzung der Altersgrenze 
nicht geboten ist.154 Argumentiert wird in diesem Zusam-
menhang weiter, der Absenkung des Strafmündigkeitsalters 
aus Gründen der Generalprävention seien ohnehin durch 
das Schuldprinzip Grenzen gesetzt. Ferner sei das Jugend-
strafrecht primär spezialpräventiv ausgerichtet und Gene-
ralprävention erfordere nicht zwingend eine Kriminalsank-
tion, sondern „Normtreue wird schon dadurch stabilisiert, 
da[ss] überhaupt reagiert wird“.155 Das verfassungsrechtliche 
Schuldprinzip steht zwar einer Absenkung der Strafmün-
digkeitsgrenze nicht entgegen, solange sichergestellt wird, 
dass nur vorwerfbares Handeln strafrechtlich sanktioniert 
wird.156 Der Argumentation hinsichtlich der Generalprä-
vention ist insofern beizupfl ichten als dass der dem Schutz-
bedürfnis der Allgemeinheit dienende Gedanke der Gene-
ralprävention und das Sühnebedürfnis der Allgemeinheit 
im Jugendstrafrecht nach der Rechtsprechung keine Rolle 
spielen dürfen.157

 Auch die Strafmündigkeitsgrenzen anderer Staaten eig-
nen sich nicht als Argumentationsgrundlage, denn die dor-
tigen Sanktionen sind mit dem deutschen Sanktionssystem 
nicht ohne Weiteres vergleichbar und die Jugendhilfesyste-
me unterschiedlich ausgestaltet.158 Jugendhilfemaßnahmen 
sind als Reaktion auf Kinderdelinquenz ausreichend und 
besser geeignet als das Jugendstrafrecht. Bereits auf Grund-
lage der §§ 1666, 1666a BGB ist die zwangsweise Unter-
bringung in einer Jugendhilfeeinrichtung möglich.159 Das 
Fehlen von Heimplätzen sollte nicht zur Ausweitung des 
Strafrechts, sondern zur Schaffung weiterer Kapazitäten füh-
ren.160 Insgesamt sollten die Unzulänglichkeiten der Jugend-
hilfe behoben werden anstatt die Strafmündigkeitsgrenze zu 
senken.161 

3 Heraufsetzung des Strafmündigkeitsalters auf 16 Jahre
Vereinzelt wird eine Heraufsetzung des Strafmündigkeitsal-
ters auf 16 Jahre befürwortet.162 So wird argumentiert, die 
Strafmündigkeitsgrenze sei eine durch empirische Gesichts-
punkte nicht abschließend begründbare soziale Zuschrei-
bung, die besage, dass die strafmündige Person kompetent 
ist, an der Gestaltung der sozialen Welt teilzunehmen, und 
müsse mit vergleichbaren sozialen Kompetenzzuschrei-
bungen, wie dem Wahlalter, das auf kommunaler Ebene 
teilweise ab dem 16. Lebensjahr beginne, in einer gewissen 
Kohärenz stehen.163 Andere Stimmen sehen in diesem Vor-
schlag den „erzieherisch höchst unerwünschte[n] Effekt einer 
plakativen Zurücknahme gesellschaftlicher Verantwortlichkeits-
erwartungen gegenüber jungen Menschen“.164 Da es bei Wah-
len um die Teilhabe am politischen Leben durch eine wohl-
überdachte, geheim und frei getroffene Entscheidung geht, 
während Straftaten oftmals spontan geschehen, vermag eine 
argumentative Verknüpfung von Wahl- und Strafmündig-
keitsalter nicht zu überzeugen.

4  Alternativvorschlag der Stärkung der familiengericht-
lichen Erziehungskompetenz

Der Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der gesetz-
lichen Maßnahmen gegenüber Kinder- und Jugenddelin-
quenz der Fraktion CDU/CSU und einiger Abgeordneter 
vom 12.04.2000,165 der ein Signal gegen den Anstieg der 
Kinder- und Jugendkriminalität setzen sollte, jedoch nicht 
die erforderliche Mehrheit erzielen konnte, sah vor, die fa-
miliengerichtliche Erziehungskompetenz zu stärken.166 Der 
Entwurf intendierte eine Senkung der Eingriffsschwelle, 
wenn die Personensorgeberechtigten bei Verhaltensauf-
fälligkeiten von Kindern nicht bereit waren, Jugendhilfe-
maßnahmen zuzulassen.167 Er sah vor in § 1666 BGB eine 
Regelung aufzunehmen, nach der eine Gefährdung des 
Kindswohls unter anderem vermutet wird, wenn das Kind 
wiederholt in schwerwiegender Weise gegen Strafgesetze 
verstoßen hat. In § 1666 V BGB-E sollte eine ausdrückli-
che Rechtsgrundlage für ein Erziehungsgespräch zwischen 
Gericht und Personensorgeberechtigten unter Einbezie-
hung des Kindes geschaffen werden. § 1666 VI BGB-E sah 
Weisungen gegenüber den Personensorgeberechtigten vor, 
§ 1666 VII BGB-E dagegen aus erzieherischen Gründen er-
folgende Weisungen gegenüber dem Kind.168 Hierzu sei der 
Katalog des § 10 JGG von Weisungen im jugendgerichtlichen 
Verfahren nur begrenzt geeignet, da er direkte Einwirkungs-
möglichkeiten des Jugendrichters ohne Anknüpfung an 
das Personensorgerecht vorsieht. Der nicht abschließende 
Katalog möglicher Weisungen gegenüber Strafunmündi-
gen sollte auch die Erteilung anderer geeigneter Weisungen 
zulassen, die nicht am Maßnahmekatalog des § 10 JGG ori-
entiert sein mussten.169 Die im Entwurf genannten Maß-
nahmen vermeiden zwar den mit einer Kriminalisierung 
verbundenen Stigmatisierungseffekt,170 allerdings würden 
bei Realisierung des Entwurfs dem Strafrecht vorbehaltene 

151 Dehne-Niemann, 2020, S. 295; Hefendehl, 2000, S. 606. Vgl. auch 
Bommarius, 2019, S. 404, der betont, dass das Risiko, in der Haft Op-
fer älterer Gefangener zu werden, desto größer ist, je jünger der Gefan-
gene ist.

152 Wassermann, 1998, S. 2097.
153 Vgl. Kunz & Singelnstein, 2016, § 20 Rn. 11 ff.
154 Dehne-Niemann, 2020, S. 300; Momsen, 2005, S. 184; Ostendorf, 

1996, S. 329.
155 Wolfslast, 1997, S. 285 f.
156 Vgl. zum Schuldprinzip Adam, Schmidt & Schumacher, 2017.
157 BGH, NJW 1961, 278; NJW 1961, 2359; BayObLG, NJW 1992, 1520, 

1521.
158 Ackermann, 2009, S. 63.
159 Beinder, 2019, S. 228 ff.
160 Laubenthal, 2002, S. 812.
161 So bereits Frehsee, 1988, S. 325.
162 Nickolai, 2006, S. 4. Mit einer Heraufsetzung sympathisiert auch 

Ostendorf, 2016, Rn. 10, der wenigstens für eine Herausnahme der 
14- bis 16-Jährigen aus dem Jugendstrafvollzug plädiert. Für eine He-
raufsetzung des Strafmündigkeitsalters auf das 18. Lebensjahr unter 
Aufnahme einer Ausnahmeregelung, welche die jugendstrafrechtliche 
Ahndung schwerster Straftaten erlaubt, Dörner, 1992, S. 181.

163 Beinder, 2019, S. 559 ff.
164 Streng, 1997, S. 385.
165 BT-Drs. 14/3189.
166 Ackermann, 2009, S. 63 ff. Der Entwurf wurde 2006 als Gesetzes-

antrag des Freistaats Bayern (BR-Drs. 296/06) erneut diskutiert. Aus 
der Debatte ist das Gesetz zur Erleichterung familiengerichtlicher Maß-
nahmen bei Gefährdung des Kindeswohls vom 04.07.2008 (BGBl. I, 
S. 1188) hervorgegangen, dass weder die Möglichkeiten von an das Kind 
gerichteten Weisungen übernahm noch das Erziehungsgespräch ge-
setzlich regelte. Allerdings wurde die Schwelle für ein Tätigwerden des 
Gerichts nach § 1666 I BGB abgesenkt.

167 BT-Drs. 14/3189, S. 1 f.
168 BT-Drs. 14/3189, S. 4.
169 BT-Drs. 14/3189, S. 7.
170 Ackermann, 2009, S. 64.
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ohne untere Altersgrenze eingeführt“.171 Kritisiert wurde wei-
ter, dass im Entwurf keine geeignete Rechtsgrundlage für 
die Ermittlung des Sachverhalts durch das Familiengericht 
und keine Höchstaltersgrenze vorgesehen waren sowie Zu-
satzbelastungen für die Familiengerichtsbarkeit zu erwarten 
seien.172 Auch wurde dem Entwurf entgegengehalten, gegen 
den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu verstoßen.173 
Das richterliche Erziehungsgespräch bedürfe keiner aus-
drücklichen Rechtsgrundlage. Verfahrensrechtliche Absiche-
rungen seien nicht berücksichtigt.174 Die Ausrichtung des 
Kinder- und Jugendhilferechts auf grundsätzlich freiwillige 
Leistungsinanspruchnahme und die Unabhängigkeit von 
Kinder- und Jugendhilferecht und Jugendstrafrecht solle 
beibehalten werden.175 Eine „Gemengelage“ helfender und 
repressiver Elemente sei aufgrund der unterschiedlichen Vo-
raussetzungen zu vermeiden und könne dazu führen, dass 
unterstützende Leistungen auf freiwilliger Basis an Akzep-
tanz verlieren.176

5 Differenzierende Vorschläge
Im Folgenden kommen einige differenzierende Vorschläge 
zur strafrechtlichen Sanktionierung von Kindern zur Spra-
che.

a)  Herabsetzung des Strafmündigkeitsalters unter Ein-
schränkung auf Rechtsfolgenseite oder für bestimmte 
Täter- bzw. Deliktsgruppen

Teilweise wird eine pauschale Herabsetzung des Strafmün-
digkeitsalters abgelehnt und stattdessen eine Herabsetzung 
unter Einschränkung auf Rechtsfolgenseite oder hinsicht-
lich der Täter- bzw. Deliktsgruppe befürwortet. So plädiert 
Paul177 für eine „vorsichtige Öffnung“ für „besonders proble-
matische Tätergruppen“ ab 12 Jahren. Anknüpfungsdelikte 
für jugendstrafrechtliche Sanktionen seien etwa Tötungsde-
likte, schwere und wiederholte Körperverletzungen, schwe-
rer Raub, Erpressung, erhebliche Serienstraftaten und Ähn-
liches. Dieser Ansatz ist jedoch mit der Problematik verbun-
den, abschließend festlegen zu müssen, welches besonders 
schwerwiegende Delikte sind.
 Schlüchter schlägt vor, die Kategorie der Strafmün-
digkeit um jene der ab dem zehnten Lebensjahr anzuneh-
menden „Erziehungsmündigkeit“ zu ergänzen. Erziehungs-
mündige Kinder sollen diesem Ansatz folgend in den 
Zuständigkeitsbereich der Jugendgerichte aufgenommen 
werden, welche als Reaktion auf Verfehlungen, die nach den 
allgemeinen Vorschriften mit Strafe bedroht sind, erzieheri-
sche Maßnahmen nach §§ 10, 12 JGG verhängen dürfen.178 
Hiergegen spricht jedoch, dass Maßnahmen nach dem JGG 
spezifi sche Reaktionen auf die Straftat eines Strafmündigen 
darstellen.179 Schlüchters Ansatz ist nichts anderes als 
eine Verschiebung des Geltungsbereichs des JGG, wenn 
auch beschränkt auf einen bestimmten Sanktionskatalog 
nach unten mit dem „Etikett der ‘Erziehungsmündigkeit‘“.180 
Ein ähnlich lautender, aus den bereits genannten Gründen 
abzulehnender181 Vorschlag geht dahin, das Strafmündig-
keitsalter auf 12 Jahre abzusenken, aber Jugendstrafe nur 
bei schwersten Delikten vorzusehen und in einem Heim der 
Jugendhilfe zu vollstrecken.182 

b) Schaffung eines echten, materiellen „Kinderstrafrechts”
Erwogen wird auch die Schaffung eines echten, materiel-
len „Kinderstrafrechts“, welches auf wenige fundamentale 
Normen beschränkt ist, ein altersangepasstes Sanktions-
system enthält und Erziehungskorrekturen bei Vorliegen 

einer Straftat gegen den Willen der Betroffenen und deren 
Eltern ermöglicht.183 Ob hierfür neben den Möglichkeiten 
von Jugendhilfe und familiengerichtlichem Einschreiten ein 
Bedürfnis besteht, ist allerdings zu bezweifeln.

c) Modell einer unvollständigen Tataburteilung
Weiter erwogen wird auch das Modell einer unvollständigen, 
auf Strafe gegenüber Kindern verzichtenden Tataburteilung, 
bei der, um den Opferinteressen gerecht zu werden, im ers-
ten Schritt eine förmliche Unrechtsfeststellung erfolgt und 
erst im zweiten Schritt erörtert wird, ob der Täter persönlich 
für das Unrecht verantwortlich zu machen ist.184 Jedoch wäre 
der Erfolg eines derartigen Verfahrens aus Opfersicht eher 
zweifelhaft, sodass es nicht gerechtfertigt ist, dem kindlichen 
Täter eine derartige Belastung aufzuerlegen. Auch wäre der 
Ausspruch aus erzieherischen Gründen kontraproduktiv, 
wenn er innerhalb der „peer groups“ des Kindes als „Aus-
zeichnung“ verstanden würde.185

d) Weitere Vorschläge
Ferner wird vorgeschlagen, statt einer Herabsetzung des 
Strafmündigkeitsalters das Strafprozessrecht dahingehend 
zu ändern, dass Opfer ihre Belange auch gegenüber Kindern 
wahrnehmen können (vgl. §§ 111b ff. StPO186) und dass Er-
mittlungsverfahren gegen Kinder insoweit zulässig sind, als 
dass die erforderlichen Jugendhilfemaßnahmen zur Krimi-
nalprävention durchgeführt werden können.187

VI. Stellungnahme und Ausblick
In der Diskussion um das Strafmündigkeitsalter stehen sich 
zwei Positionen scheinbar unversöhnlich gegenüber: Das 
Misstrauen gegenüber strafenden Eingriffen, Strafrecht und 
Kriminalpolitik und die Vorstellung, gesellschaftliche Ord-
nung durch den Einsatz von Strafrecht – gewissermaßen 
als „Allheilmittel“ – (wieder)herstellen zu können.188 Der 
Ruf nach einer Herabsetzung der Strafmündigkeitsgrenze 
ist Ausdruck eines subjektiv wahrgenommenen gestiegenen 
Viktimisierungsrisikos, das durch öffentlichkeitswirksame 
Publikation von Berichten über – oftmals dramatisierte 
– Einzelereignisse erzeugt wird.189 Die Forderung nach der 
Herabsetzung des Strafmündigkeitsalters entspricht der 
generellen Tendenz, das strafrechtliche Sanktionssystem 
der Forderung nach einer härteren Kriminalpolitik folgend 
auszubauen, um das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung zu 
stärken.190 Auch zeigt diese Diskussion, die immer wieder an 

171 Heitlinger, 2004, S. 299.
172 Hinz, 2000, S. 112.
173 Albrecht, 2002, S. 86.
174 Albrecht, 2002, S. 86.
175 Albrecht, 2002, S. 87 f.
176 Laubenthal, 2002, S. 812.
177 Paul, 2003, S. 205.
178 Schlüchter, 1994, S. 106.
179 Streng, 1997, S. 384.
180 Albrecht, 2002, S. 84.
181 Vgl. V. 2.
182 Brunner, 1997, S. 494 ff.
183 Momsen, 2015, S. 184.
184 Hefendehl, 2000, S. 606 ff. Vgl. ähnlich Schütze, 1997, S. 368 f., mit 

dem Vorschlag der Durchführung eines justiziellen Verfahrens, in dem 
die Verfehlung abgeklärt und das Ausmaß der Schuld benannt wird, 
aber keine strafrechtliche Ahndung, sondern nur vormundschaftsrich-
terliche Entscheidungen erfolgen.

185 Hefendehl, 2000, S. 606 ff. Vgl. auch Ostendorf, 2016, Rn. 9.
186 Dies wird allerdings bereits de lege lata für zulässig erachtet, vgl. IV. 3.
187 Streng, 2002, S. 509 f.
188 Albrecht, 2009, S. 78 f.
189 Frehsee, 1988, S. 326 f.
190 Beulke, 2006, S. 225.
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EAktualität gewinnt, wenn über Fälle schwerwiegender Kin-
derdelinquenz berichtet wird, wie Strafrecht als „politischer 
Refl ex“ fungiert. Dies bedeutet, dass Strafrecht automatisch 
das Mittel der Wahl ist, wenn die Politik auf gesellschaftliche 
Probleme reagieren möchte. Es dient dabei als kostengüns-
tiges – in diesem Fall kostengünstiger als breit angelegte, 
präventive Jugendhilfemaßnahmen – und gesellschaftlich 
anerkanntes Mittel, mit dem sich Tatkraft und Problem-
lösungskompetenz demonstrieren lässt. Die hiermit ver-
bundene Komplexitätsreduktion und einseitige Verantwor-
tungszuschreibung enthebt die Politik der Verantwortung, 
politische Lösungen für soziale und sozialstrukturelle Kon-
fl ikte zu erarbeiten, durch Bereitstellung bloß „symbolische[r] 
Infrastruktur“.191 So vernachlässigt die nach dem Fall in Mül-
heim an der Ruhr erneut erhobene Forderung der Herabset-
zung des Strafmündigkeitsalters, welche die Irritation der 
Bevölkerung darüber, dass unter 12-Jährige mit einer Straftat 
„ungeschoren davonkommen“, abmildern soll, völlig die Kon-
sequenzen, die dies für das Justizsystem und die Gesamtheit 
der (delinquenten) Kinder hätte. Die Auseinandersetzung 
mit den Argumenten, die für und gegen eine Herabsetzung 
des Strafmündigkeitsalters angeführt werden, hat dagegen 
gezeigt, dass kein Anlass besteht, die derzeitige Altersgrenze 
zu senken.
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